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c
Die Tätigkeit des Aufsichtsrats der Deichtorhallen Hamburg GmbH richtet sich nach dem
GmbH-Gesetz, dem Gesellschaftsvertrag vom 9. November 2005 und dieser Geschäftsord-
nung.

§ 1

Leitung des Aufsichtsrats

Die Geschäfte und die Sitzungen des Aufsichtsrates leitet der Vorsitzende, bei seiner Ver-
hinderung der stellvertretende Vorsitzende oder - wenn auch dieser verhindert ist - das vom
Vorsitzenden oder erforderlichenfalls vom stellvertretenden Vorsitzenden beauftragte Mit-
glied des Aufsichtsrats. Gegenüber dem Geschäftsführer handelt der Aufsichtsrat durch den
Vorsitzenden oder dessen Vertreter im Sinne des Satzes 1.

§ 2

Einberufung der Aufsichtsratssitzunaen

(1) Der Aufsichtsrat soll in der Regel einmal im Kalendervierteljahr, er muss einmal im
Kalenderhalbjahr einberufen werden.

(2) Zu den Sitzungen lädt der Vorsitzende des Aufsichtsrats unter Mitteilung der Tages-
Ordnung ein. Die Einladung ist den Mitgliedern des Aufsichtsrats mindestens zwei
Wochen vor dem Sitzungstermin zu übersenden. Die Unterlagen zu den einzelnen
Punkten der Tagesordnung sollen der Einladung möglichst beigefügt sein.

(3) Mindestens drei Aufsichtsratsmitglieder oder der Geschäftsführer können unter An-
gäbe des Zwecks und der Gründe verlangen, dass der Vorsitzende des Aufsichtsrats
unverzüglich den Aufsichtsrat einberuft. Die Sitzung muss binnen zwei Wochen nach
der Einberufung stattfinden.

(4) Der Vorsitzende hat auf Antrag jedes Aufsichtsratsmitglieds bestimmte Punkte in die
Tagesordnung aufzunehmen. Der Antrag ist mindestens eine Woche vor der Auf-
sichtsratssitzung beim Vorsitzenden einzureichen. Zu Beginn der Sitzung kann die
Tagesordnung nur geändert werden, wenn alle erschienenen Mitglieder des Auf-
sichtsrats damit einverstanden sind. Über einen neu in die Tagesordnung aufge-
nommenen Punkt darf nur beschlossen werden, wenn alle zur Sitzung geladenen
Aufsichtsratsmitg lieder einer Beschlussfassung zustimmen.

Seite -1 -

GO/AR



-2-

§ 3

StirTimrechtderAuf^

Jedes Mitglied hat eine Stimme im Aufsichtsrat. Die Aufsichtsratsmitglieder können andere
Aufsichtsratsmitglieder oder andere Personen mit Stimmvollmachten versehen, die sich auf
einzelne Punkte der Tagesordnung beziehen.

§ 4
Entscheidungen und Abstimmunqsverfahren

(1) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder, aus de-
nen er nach dem Gesellschaftsvertrag besteht, an der Abstimmung teilnimmt.

(2) Der Aufsichtsrat fällt seine Entscheidungen grundsätzlich durch Abstimmung in sei"
nen Sitzungen, Abgestimmt wird durch Handzeichen auf Aufforderung des Vorsitzen-
den. Stimmenthaltungen gelten nicht als abgegebene Stimmen.

(3) Schriftliche oder telegrafische Beschlussfassungen des Aufsichtsrats sind zulässig,
wenn kein Mitglied diesem Verfahren widerspricht. Diese Beschlüsse sind schriftlich
festzuhalten und der Niederschrift über die nächste Aufsichtsratssitzung als Anlage
beizufügen.

§ 5
Aysschüsse des Aufsichtsrats

Der Aufsichtsrat kann zur Vorbereitung seiner Beschlüsse Ausschüsse bilden. Er wählt aus
seinen Mitgliedern und den benannten Vertretern die Mitglieder der Ausschüsse und deren
Vertreter.

§ 6
Sitzungsniederschrift

(1) Über die Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse sind vom Geschäftsfüh-
rer Niederschriften anzufertigen, die der Vorsitzende und der Geschäftsführer zu un-
terzeichnen hat. In der Niederschrift sind der Ort und der Tag der Sitzung, die Teil-
nehmer, die Gegenstände der Tagesordnung, der wesentliche Inhalt derVerhand-
lungen und die Beschlüsse anzugeben. Den Mitgliedern des Aufsichtsrats sind Ab-
Schriften der Sitzungsniederschriften zu übermitteln.

(2) Der Vorsitzende stellt auf der jeweils nächsten Sitzung fest, ob Einwendungen gegen
die Sitzungsniederschrift erhoben werden. Werden Einwendungen nicht erhoben, gilt
die Sitzungsniederschrift als genehmigt.

§ 7
Verschwiegenheitspflicht

Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben über die ihnen bei ihrer Tätigkeit im Aufsichtsrat be-
kannt gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt auch für die
Zeit nach Beendigung ihrer Mitgliedschaft im Aufsichtsrat.

Das Recht der Mitglieder des Aufsichtsrats, kraft Amtes ihrem Dienstherrn zu berichten,
bleibt hiervon unberührt.

Mitteilungen gegenüber der Presse werden nur vom Vorsitzenden bzw. im Fall seiner Ver-
hinderung von seinem Stellvertreter abgegeben.
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